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Freiheit zur Muße
Genügend Geld zum
Leben vom Staat für
jedermann, egal ob er
arbeitet oder nicht −
lange war das ein eher
linkes Lieblings-
projekt. Zum Jahres-
wechsel sprach sich
nun sogar Bundesprä-
sident Horst Köhler
dafür aus. Ein Grund-
einkommen ganz und
gar ohne Gegenleis-
tung fordert die Initia-
tive „Freiheit statt
Vollbeschäftigung“ −
wir sprachen mit Mit-
gründer Dr. Sascha
Liebermann, Sozio-
loge an der Univer-
sität Dortmund.

Selbst das Bundespräsidial-
amt kann sich eine Art
Grundsicherung für jeder-
mann vorstellen − kommt er
nun also doch, der Freizeit-
park Deutschland?

Viel Freizeit haben diejenigen
schon jetzt, für die es keine Ar-
beit mehr gibt. Nur können sie
nicht viel damit anfangen, weil
sie stigmatisiert werden und
weil es ihnen oft am Nötigsten
fehlt. Das weiß wohl auch der
Bundespräsident. Ich bin aller-
dings nicht sicher, ob er gemeint
hat, was wir meinen: ein bedin-
gungsloses Grundeinkommen
ohne jede Gegenleistung. Auch
einige Grundeigentumsbefür-
worter halten an der Verpflich-
tung zur Gegenleistung fest.

An welche Summe dachten
Sie denn so?

Das wäre politisch zu entschei-
den, aber erst dann real zu be-
messen, wenn man sich auch wirk-
lich zur Umsetzung entschließt.
Unter anderem müssten Größen
wie das Preisniveau, Geldwert
oder die Kaufkraft einfließen. Prin-
zipiell gilt: so hoch wie möglich.

Götz W. Werner, Gründer
der Drogeriemarktkette DM
und einer Ihrer namhaftes-
ten Fürsprecher aus dem
Unternehmerlager, spricht
von monatlich 1500 Euro?

Es gibt eine Berechnung für
1998, sprich ein Modell für den
Fall, dass man das Grundein-
kommen unter den damaligen
Bedingungen eingeführt hätte.
Danach würde es mit 600 € für
Erwachsene bzw. 300 Euro für
Kinder funktionieren. Einer Fa-
milie mit zwei Kindern brächte
das eine monatliche Grundsi-
cherung von 1800 € ein, und die
Eltern könnten frei entscheiden,
ob sie zusätzlich einer Erwerbs-
tätigkeit nachgehen wollen. Die
Rückprojektion zeigt: es wäre fi-
nanzierbar gewesen.

Wo käme das Geld her?

Beim oben erwähnten Berech-
nungsmodell funktioniert es
noch mit der derzeit geltenden
Einkommenssteuererhebung.
Günstiger und effektiver wäre
allerdings die auch von Götz W.
Werner favorisierte Umstellung
auf eine Verbrauchs- bzw. Kon-
sumsteuer, die im Inland erho-
ben würde. Nicht der nominale
Geldbesitz würde dabei besteu-
ert, sondern seine Nutzung.

Konsumsteuer gleich Mehr-
wehrtsteuer − wieviel?

Auch das wäre eine politische Ent-
scheidung. Götz W. Werner
spricht manchmal von 48 Pro-
zent − das wäre ungefähr die
gegenwärtige Staatsquote.

Auch wer nicht arbeitet, soll
gut essen − ist das schon
Kommunismus oder kommt
es noch besser?

Es ist eine Möglichkeit, die den
Menschen − insbesondere unter
den derzeitigen Bedingungen
des Arbeitsmarktes − die Frei-
heit der Entscheidung über ihr
Leben zurückgibt. Diese Frei-
heit der Bürger, wie wir sie mei-
nen, ist mehr als nur Existenzsi-
cherung oder Armutsschutz.

sein. Mein Vertrag als Wissen-
schaftler bei der Uni läuft bald
aus, die Stellenlage an Uni’s ist
miserabel. Mit einem Grundein-
kommen könnte ich weiterfor-
schen und bräuchte keine Uni
als Arbeitgeber. Mit einem
Grundeinkommen müsste sich
niemand mehr Sorgen machen.
Das Misstrauen gegen den Ein-
zelnen in unserem Land ist das
größte Hindernis für Reformen.

Wie kapitalistisch wäre eine
solche Gesellschaft noch?

Die Frage ist eigentlich obsolet.
Das Kapital, die großen Unter-
nehmen haben gar nicht die
Macht, die wir ihnen gelegent-
lich zusprechen − es sei denn,
wir geben sie ihnen. Sowieso
wäre es − käme die Konsumbe-

Wenn man es mit der Demokra-
tie und den Bürgern als ihrem
Fundament wirklich ernst meint,
gibt es zum bedingungslosen
Einkommen keine Alternative.
Sowieso benötigen freie Bürger
keine Volkspädagogen.

Immerhin setzt auch die
neue Bundesregierung eini-
ges daran, mehr Menschen
in Beschäftigung zu bringen,
gerade wurde ein Investitions-
programm beschlossen . . .

Die Erfahrung zeigt, dass es zu
nichts führt. Vollbeschäftigung
ist kein Selbstzweck. Entschei-
dend ist, dass wir Werte schaf-
fen, wenn wir dazu weniger Ar-
beitskraft benötigen, um so bes-
ser − auch wenn Politiker dies
nicht eingestehen. Wir können

von ihr eigentlich kritisierten Ide-
al angehangen zu haben, der
Mensch könne nur durch Arbeit
seelig werden. Damit hat sie kei-
nen Schritt in die Zukunft, son-
dern einen in die Vergangenheit
gemacht. Sie hätte damals
schon das bedingungslose Grund-
einkommen fordern sollen.

Immerhin stritten Frauen
lange dafür, in der Gesell-
schaft mittun zu können.

Aber um den hohen Preis der
Arbeit um des Erwerbs wegen.
Mit einem Grundeinkommen
hätten sie die völlig freie Ent-
scheidung, ob sie arbeiten ge-
hen oder bei den Kindern blei-
ben wollen. Die Väter übrigens
ebenso. Jedenfalls könnten sie
sich der Verantwortung für die

Wohlfahrtsstaat zurückzufah-
ren − mit Ihrem Grundein-
kommen bekämen wir soviel
Wohlfahrt wie noch nie.

Viel Wohlfahrt, aber dafür so
wenig Staat wie nie zuvor. Ei-
nerseits schafft das bedin-
gungslose Grundeinkommen
ein hohes Maß an Absicherung
für jedermann. Andererseits er-
laubt es die Abschaffung aller
bevormundenden Institutionen
− Kontrollapparate, die dann
nicht mehr gebraucht werden.
Weil der Einzelne grundsätzlich
abgesichert ist, kann er viele
Aufgaben des Staates selbst in
die Hand nehmen.

Hand auf’s Herz: Wann ha-
ben wir das Grundeinkom-
men in der Tasche?

„Diese Freiheit
der Bürger, wie wir

sie meinen, ist mehr
als nur Existenz-
sicherung oder
Armutsschutz.“

Dr. Sascha Liebermann
Soziologe

DAS RECHT AUF DIE SOZIALE HÄNGEMATTE: Mit einem bedingungslosen Grundeinkommen soll jeder frei entscheiden können, ob er arbeiten will oder nicht. Foto: dpa

Das klingt aber dann doch
nach bezahlter Faulheit.

Dass sich dann alle auf die faule
Haut legen werden, ist ein gän-
giges Totschlag-Argument, aber
aus unserer Sicht unbegründet.
Die meisten Menschen, die einen
Beruf ausüben, tun dies auch
heute vorrangig nicht des Geldes
wegen, sondern weil sie ihren Be-
ruf als Herausforderung empfin-
den und dabei ihren Interessen
und Neigungen nachgehen.

Was wenn sie es nicht tun?

Jeder darf faul sein, wenn er es
sein will. Es bedarf dazu keines
Rechtes auf Faulheit. Ohnehin
ist Müßiggang nicht gleich Faul-
heit. Nur weil sich jemand mit et-
was beschäftige, was nicht den
heutigen Leistungsvorstellun-
gen am Arbeitsmarkt entspricht,
muss er deswegen nicht faul

steuerung − egal, wo Firmen ih-
ren Hauptsitz hätten. Sobald ih-
re Güter in Deutschland ver-
kauft werden, gibt es eine Ab-
schöpfungsmöglichkeit.

Diskutiert wird über Grund-
einkommen seit gut einem
Vierteljahrhundert − Arbeits-
loseninitiativen argumentier-
ten damals für ein Existenz-
geld, nur so könne man et-
was gegen das leidige Image
der Sozialschmarozzerei
tun. Warum sollte, was da-
mals schon nicht realisierbar
war, heute funktionieren?

Weil man nach 20 Jahren stän-
dig steigender Arbeitslosigkeit
trotz immer neuer Rezepte
weiß, dass all die Beschäfti-
gungsprogramme folgenlos
blieben. Weil man weiß, dass
auch die Subventionierung von
Arbeit nichts gebracht hat.

nicht einerseits Rationalisierung
und modernere Produktionsme-
thoden wollen, andererseits aber
darüber klagen, dass Innovatio-
nen Arbeitsplätze abbauen. Das
uns Maschinen die Arbeit abneh-
men, ist ja gerade ein Zeichen
unseres Fortschritts und Wohl-
standes. „Neue“ Jobs wie Tüten-
packen oder Türaufhalten, die
zudem noch subventioniert wer-
den, sind keine Alternative.

Nochmal in die 80-er: Frau-
enbewegungen sahen
selbst akzeptable Mindest-
einkommen mit Skepsis,
weil sie denen den Rücken
stärken würden, die sagen,
mit eigenem Geld könnten
Frauen ja wieder daheim bei
Kindern und Herd bleiben.

Die Frauenbewegung muss sich
meines Erachtens den Vorwurf
gefallen lassen, zu sehr dem

Familie nicht mehr mit dem Ar-
gument entziehen, sie müssten
ja das Geld verdienen.

Es gibt auch Stimmen, die in
Hartz IV so etwas wie eine
Grundsicherung sehen . . .

. . . was angesichts der Art und
Weise, wie man da die Hosen
runter lassen muss, der größte
Hohn ist. Nochmal DM-Chef
Werner: er hat mal gesagt,
Hartz IV sei wie offener Straf-
vollzug − zu Recht, wie ich finde.

Hartz IV ohne Bedingungen
− wäre das ein Anfang?

Wenn es denn um den bloßen
Geldwert ginge. Es geht aber
um Freiheit. Eine Möglichkeit
frei zu entscheiden hat man mit
dieser Form von Hartz IV nicht.

Alle reden von der Notwen-
digkeit, den Sozial- und

Brasilien hat es schon, wenn
auch sehr niedrig − dort ist es
ein Anfang der sozialen Siche-
rung. Wir bräuchten zunächst
eine öffentliche Diskussion,
dann könnte es schnell gehen.

Wie schnell?

Von heute auf morgen geht es
natürlich nicht, dazu sind die er-
forderlichen institutionellen Um-
stellungen, die ja zudem mit einer
grundlegenden Steuerreform ver-
bunden sein sollten, zu gewaltig.

Wer putzt dann die Klos?

Die, die es wollen, auch heute
wird dazu niemand gezwungen.
Vielleicht würde es besser be-
zahlt werden müssen. Ordent-
lich dazu zu verdienen, wäre
auch mit einem Grundeinkom-
men keinesfalls verboten.

Erfragt von Hanno MÜLLER

Spätestens in zehn
Jahren soll Deutsch-
land wieder zu den
Besten in der Welt
gehören. Doch wel-
che Ideen und Ver-
änderungen werden
dafür gebraucht?
In loser Folge lassen
wir Menschen aus
Wissenschaft, Poli-
tik, Wirtschaft und
Kultur mit ihren
Zukunftsvisionen
für unser Land
zu Wort kommen.

Zum Thema:
Existenzgeld
für alle
Er ist Multimilliardär und Grün-
der von DM, einer der führen-
den Drogeriemarktketten in
Deutschland. Und er
schwärmt von den paradiesi-
schen Zuständen, die es er-
möglichten, dass auch der es-
sen kann, der nicht arbeitet.
Die Rede ist vom Unternehmer
Götz W. Werner, dem derzeit
wohl namhaftesten Befürwor-
ter eines monatlichen Grund-
einkommens für jedermann.
Als Existenzgeld gefordert
wurde es schon vor 25 Jahren
von Arbeitsloseninitiativen, die
angesichts der aussichtslosen
Lage auf dem Arbeitsmarkt nur
so die Würde der Betroffenen
gewahrt sahen. Inzwischen
hat das Kind viele Namen − in
der Schweiz heißt es Bürger-
versicherung, in Amerika Ne-
gativsteuer, in Frankreich Be-
schäftigungsprämie und in
deutschen Parteien auch
schon mal Bürgergeld oder
Grundsicherung. Kein Modell
aber geht so weit wie das be-
dingungslose Grundeinkom-
men der Inititative „Freiheit
statt Vollbeschäftigung“.

http://www.freiheitstattvoll-
beschäftigung.de.

ZUR PERSON: Unser Ge-
sprächspartner Dr. Sascha
Liebermann (Jg. 1967) stu-
dierte Philosophie, Soziologie
und Psychoanalyse in Frank-
furt und promovierte zur Krise
der Arbeitsgesellschaft aus
Unternehmenssicht. 2003 war
er Mitgründer der Inititative
„Freiheit statt Vollbeschäfti-
gung“. Sascha Liebermann ist
wissenschaftlicher Assistent
an der Fakultät für Wirtschafts-
und Sozialwissenschaften
der Universität Dortmund.

Es war ein langer Tag und die
Dame sah irgendwie nett aus.
Ja, hallo, ich auch, doch, ganz
schön und Sie? Ein heiteres Ge-
plauder und dann nahm das Ge-
spräch seine verhängnisvolle
Wendung: Weshalb sind Sie
hier? Bei ihr, fügte sie, meiner
zögerlichen Antwort vorausei-
lend, hinzu, sei es die Neuroder-
mitis. Und schon, hast du nicht
gesehen, hob sie an, mir die Ge-
schichte ihrer Neurodermitis zu
erzählen. Im Gegenzug wäre
ich wohl, hätte ich nur ausge-
harrt, mit der Konzession be-
lohnt worden, ihr die Geschichte
meiner Psoriasis zu erzählen.

Was mag eine Frau, Mitte drei-
ßig etwa, die mutmaßlich Frisur
und Lippenstift überprüft ehe sie
das Haus verlässt, wohl bewe-
gen, einem wildfremden Kerl die

Details ihrer Neurodermitis zu
offenbaren? Diesen irritieren-
den Umstand einmal beiseite,
bin ich hinreichend ignorant,
egozentrisch und gefühlskalt,
um die Entgegennahme derarti-
ger Informationen zu verwei-
gern. Obgleich es nicht ganz
einfach ist, das einen Menschen
angemessen zu vermitteln, der
nichts Böses tut und der nicht
weiß, dass er auf meinen Ner-
ven schaukelt wie in einer Hän-
gematte, gelang es mir schließ-
lich doch, das Zimmer zu errei-
chen, dessen Tür ich aufatmend
hinter mir schloss.

Allein, wie ruhig das klingt.
So. Und jetzt stelle ich mir vor,

ich wäre der Dame nicht auf
dem Flur der Erfurter Hautklinik
begegnet, sondern zwei, drei
Menschen wie ihr im Kranken-

zimmer ausgeliefert, keine
Fluchtmöglichkeit. Zwar, ich
könnte sie schon dazu bringen,
wenigstens nicht mir die Details
ihrer Krankheit und ihres Stoff-
wechsels zu erzählen. Und
dann?

Dann zögen sie ihre Handys
aus den Holstern und erzählten
es jeden Menschen ihrer Be-
kanntschaft, also allen, die
ebenfalls ein Handy besitzen.
Erzählten, wie es, je nachdem,
ist mit der Haut, dem Stuhlgang
und dem Eiter. Laut, deutlich,
täglich. Mag sein, ich würde
zum Misanthropen; mag sein,
ich gälte im Krankenzimmerkol-
lektiv fortan als ein arrogantes
Arschloch, was nicht gut wäre
für den Ruf dieser Zeitung.

Und deshalb halte ich es für ei-
nen wunderbaren Gedanken,

den Gebrauch von Handys im
Krankenhaus grundsätzlich zu
verbieten − vollkommen unab-
hängig von den Kosten der al-
ternativ angebotenen Hausan-
schlüsse, über die es letztens
Debatten gab. Wenn diese, bitte
schön: überhöhten Kosten dazu
führen, dass es in einem Kran-
kenhaus akustisch anders zu-
geht als auf einem Rummel-
platz, dann sollen sie willkom-
men sein. Ein Krankenzimmer
ist nicht der Ort oraler Orgien.

Gewiss, mancher wird sich fra-
gen, was er denn anstellen solle
mit seiner freien Zeit, wenn er
nicht einmal telefonieren darf;
indessen sollte auch hier der
Schutz der Opfer Vorrang ha-
ben vor dem der Täter. Und für
die wenigen Tage, in denen ei-
ner im Regelfall sein Kranken-

zimmer nicht verlassen kann, da
muss er halt die disziplinieren-
den Telefonkosten zahlen.
Oder, besser, das Maul halten.
Es gibt kein Menschenrecht auf
ununterbrochene Geräuscher-
zeugung, aber es gibt eines auf
Ruhe, wenigstens im Kranken-
haus. Und ich hoffe, sie werden
das durchhalten können, auch
wenn eines Tages bewiesen
wird, das diese Mentaldildos für
sie und ihn die Technik des
Krankenhauses nicht im Min-
desten beeinträchtigen. Aber
sie beeinträchtigen jene, die un-
ter der oralen Inkontinenz ihrer
Umwelt leiden. Und wenn das
Krankenhaus dabei die Preise
überzieht, dann ist dies das klei-
nere der Übel.

Henryk GOLDBERG

Orale
Orgien


